Antrag aufgrund Wechsel des Arbeitgebers

auf Widerruf der bestehenden Syndikuszulassung

und auf Zulassung als Rechtsanwaltin (Syndikusrechtsanwaltin)
Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)
fur die Tatigkeit bei einem neuen Arbeitgeber

Pfalzische Rechtsanwaltskammer Zweibricken
Landauer Str. 17
66482 Zweibriicken

Mitgliedsnummer:

Anlagen:

[0 Enddatum der bisher ausgetibten Tatigkeit:

[0 Nachweis tiber Beendigung der bisherigen Tatigkeit (z.B. Kiindigungsschreiben, Aufhebungsvertrag)

O Original/Ausfertigung oder offentlich begl. Ablichtung des neuen Arbeitsvertrages (§ 46a Abs. 3 BRAO)
O neue Tatigkeitsbeschreibung, von Arbeitgeber und Antragsteller unterschrieben
O

Unwiderrufliche Freistellungserklarung des Arbeitgebers, fir den die Tétigkeit der Syndikusrechtsanwaltin / des
Syndikusrechtsanwalt erfolgt.

O

ausgefllter und unterschriebener Fragebogen

O ggf. Nachweis tiber Handlungsvollmacht oder Prokura

Name Vorname

Geburtsname Staatsangehorigkeit

Geburtsdatum Geburtsort

Privatanschrift (Stral3e, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) Telefonnummer (auch mobil):
E-Mail-Adresse:

Sozialversicherungsnummer Freiwillige Angabe: erleichtert die

<«—— Zuordnung bei der Deutschen
Rentenversicherung Bund
Bestehende Kanzlei Telefonnummer:
als Syndikusrechtsanwaltin / Syndikusrechtsanwalt
(Firma / Name des Arbeitgebers, Stra3e, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)

Telefax:

E-Mail-Adresse:

Neue Kanzlei Telefonnummer:
als Syndikusrechtsanwaéltin / Syndikusrechtsanwalt
(Firma / Name des Arbeitgebers, Stra3e, Hausnummer, Postleitzahl, Ort)

Telefax:

E-Mail-Adresse:
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Ich beantrage, die bestehende Zulassung als Syndikusrechtsanwadltin / Syndikusrechtsanwalt zu
widerrufen und mich fur die neue Tatigkeit als Syndikusrechtsanwaéltin / Syndikusrechtsanwalt
zuzulassen.

Meinen Kanzleisitz als niedergelassene/r Rechtsanwaltin / Rechtsanwalt werde ich
O beibehalten
O nehmen

in

(StralBe, Hausnummer, Ort)

O Die Verwaltungsgebihr in Hhe von 450,00 Euro ist auf das Konto der Rechtsanwaltskammer
IBAN: DE12 5426 1700 0104 3146 70  BIC: GENODE61ROA
tiberwiesen.

Mir ist bekannt, dass meine Daten bei der zustandigen Rechtsanwaltskammer gespeichert und teilweise in
einem Regionalverzeichnis sowie nach Ubermittiung an die BRAK in einem bundeseinheitlichen
Gesamtverzeichnis im Internet verdffentlicht werden, § 31 BRAO.

Die Anlagen bilden einen integralen Bestandteil dieses Antrags. Alle Antworten und Angaben habe
ich in Kenntnis des § 36 Abs. 1 und 2 BRAO vollstandig und wahrheitsgemaf gegeben/ gemacht. Die
Mitwirkungspflicht ergibt sich aus § 32 Satz 1 BRAO i.V.m. § 26 VwVI{G.

Ort und Datum

Unterschrift
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Michelle.pfeifer
Rechteck

Michelle.pfeifer
Notiz
Marked festgelegt von Michelle.pfeifer

Michelle.pfeifer
Textfeld
Die Verwaltungsgebühr in Höhe von 450,00 Euro ist auf das Konto der Rechtsanwaltskammer


Fragebogen

zu Zulassungsantragen

Zutreffendes bitte ankreuzen und ggf.

durch zusatzliche Angaben ergénzen. Reicht

vorgesehene Platz nicht aus, bitte vollstdndige Angaben auf unterschriebenem Blatt beifligen.

der

Frage Erlauterungen Antworten
Haben Sie bereits anderweitig eine § 26 Abs. 2 VWVIG . .
1 | Zulassung als Syndikusrechtsanwalt Wenn ja, bitte Zulassungsbehdrde O nein O ja
beantragt? angeben
Gdf. erkennende Stelle (Gericht, . .
a) Sind gegen Sie Strafen Staatsanwaltschaft) und Aktenzeichen O nein O ]a-
verhéangt worden? angeben. Die Rechtsanwaltskammer hat
ein unbeschranktes Auskunftsrecht aus :
. : richt/StA:
2 b) Haben Sie nach einer dem BZRG (§ 41 AbS..l Ziff. ;I_l i.v.m. Gericht/S
Entscheidung des BVerfG Abs. 5 BZRG), d h., die fur ein AZ:
ein Grundrecht verwirkt? Flhrungszeugnis geltenden
Begrenzungen (§ 32 BZRG) finden ihr
- - - gegeniiber keine Anwendung. Anzugeben
Sclineci gggg:liilheebeamtenrechtllche sind alle Ermittlungsverfahren und
T strafgerichtlichen Verurteilungen, sofern . .
3 D|SZ|pI|narmar3nahmen oder keine Tilgungsreife nach § 45 Abs. 1 U nein a Ja
anwgltsgerlchtllct;e Malnahmen BZRG eingetreten ist. Im Fall einer
verhangt worden® Wiederzulassung sind, unabhangig von
der Tilgungsreife, Straftaten anzugeben,
wenn sie Gegenstand einer
sSind gegen Sie anwaltsgerichtlichen MalRnahme waren . .
929 und die Frist des § 205 a Abs. 1 BRAO |1 NeIn O ja:
a) Strafverfahren ; : .
PP noch nicht verstrichen ist. Falsche bzw.
b) Disziplinarverfahren unterlassene Angaben fiithren in der
4 |c) anwaltggerlchtllche Verfahren Regel unabhéngig von der Schwere Gericht/StA:
oder Ermittlungsverfahren zu den o.g. der nicht angegebenen Tat bzw. des
an o . .
Verfahrensarten anhangig® Tatvorwurfes zu einer Versagung der AZ:
Zulassung wegen Unwirdigkeit (§ 7 Nr.
5BRAO).
§ 7 Nr. 1-5BRAO
Ist lhre Zulassung als
5 Syndikusrechtsanwalt bereits einmal Dient der Priifung, ob Versagungsgriinde O nein 0 ia
versagt, widerrufen oder nach § 7 Nrn. 3 und 5 BRAO vorliegen. J
zuriickgenommen worden?
Erklaren Sie, dass Sie die freiheitliche . .
6 | demokratische Grundordnung nichtin | § 7 Nr. 6 BRAO O Jja O nein
strafbarer Weise bekéampfen?
§ 7 Nrn. 8 und 10 BRAO
Anzugeben ist jede selbstandige
Wollen Sie nach lhrer Zulassung und/oder freiberufliche Tatigkeit, aber
7 neben dem Beruf des Rechtsanwalts / | auch jede Tatigkeit bei einem 0O nein 0 ia
Syndikusrechtsanwalts noch eine nichtanwaltlichen Arbeitgeber; die J
sonstige Tatigkeit austiben? rentenversicherungsrechtliche Bewertung
ist insoweit unmafRgeblich.
Sind Sie durch gerichtliche Anordnung : :
8 in der Verfigung uber lhr Vermdgen § 7 Nr. 9 BRAO 0 nein . ja
beschrankt?
Angaben zur Fremdsprache:
Fremdsprachen?
9 . .
Angaben werden ggf. veréffentlicht 0 nein O la
Ort und Datum Unterschrift
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Tatigkeitsbeschreibung

als Syndikusrechtsanwaéltin / Syndikusrechtsanwalt

Vor- und Nachname

1. Angaben zur Tatigkeit
Beginn (patum)

Arbeitgeber (bitte vollen Namen / volle Firma)

Adresse (zugleich Kanzleisitz)

Unternehmensgegenstand / Gesellschaftszweck 0.4. | Registernummer

Funktionsbezeichnung

Il. Fachliche Unabhangigkeit

Herr [ Frau ... e e wird bei der Gesellschaft /
in der OrganisationSeiNNEIt ... ... .o
als Rechtsanwaltin (Syndikusrechtsanwaéltin) / Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)
beschaftigt. Die fachliche Unabhangigkeit der Berufsausibung i.S.d. § 46 Abs. 3 BRAO
ist vertraglich und tatsachlich gewahrleistet. Er / Sie unterliegt keinen allgemeinen oder
konkreten Weisungen in fachlichen Angelegenheiten, die eine eigenstéandige Analyse der
Rechtslage und eine einzelfallorientierte Rechtsberatung beeintrachtigen. Ihm / Ihr
gegeniber bestehen keine Vorgaben zur Art und Weise der Bearbeitung und Bewertung
bestimmter Rechtsfragen, er / sie arbeitet fachlich eigenverantwortlich. Er / Sie ist im
Rahmen der von ihm / ihr zu erbringenden Rechtsberatung und -vertretung den Pflichten
des anwaltlichen Berufsrechts unterworfen.

lll. Merkmale der anwaltlichen Téatigkeit
Tatigkeitsbeschreibung:

Die Tatigkeit beinhaltet (Die Tatigkeitsmerkmale miissen kumulativ vorliegen):

Die Prufung von (Beschreibung)
Rechtsfragen, einschlie3lich
der Aufklarung des

Sachverhalts SOWie das | oo
Erarbeiten und Bewerten von
LOSUNGSMOGICKEItEN | =
§ 46 Abs. 3 Nr. 1 BRAO

4]



Die Erteilung von Rechtsrat
8§ 46 Abs. 3 Nr. 2 BRAO

Die Ausrichtung der Tatigkeit
auf die Gestaltung von
Rechtsverhaltnissen,
insbesondere durch das
selbsténdige Fuhren von
Verhandlungen, oder auf die
Verwirklichung von Rechten
8 46 Abs. 3 Nr. 3 BRAO

Die Befugnis zu
verantwortlichem Auftreten
nach aul3en

8 46 Abs. 3 Nr. 4 BRAO
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| IV. Erklarung zur Pragung der anwaltlichen Tatigkeit

Werden nichtanwaltliche Tatigkeiten in diesem Arbeitsverhéaltnis ausgefihrt?
jartl nein(]
(Beschreibung der nichtanwaltlichen Tétigkeiten)
Wenn ja, in welchem prozentualen Umfang werden die
nichtanwaltlichen Tatigkeiten ausgefihrt? %

| V. Erklarung des Unternehmens / Verbandes (satzungsmaRiger Vertreter)

Dem/Der Arbeithehmer/in wird bestatigt, dass er/sie in unserem Unternehmen als
Syndikusrechtsanwadltin bzw. Syndikusrechtsanwalt tatig ist. Die unter II., 1ll. und IV.
gemachten Angaben sind zutreffend und werden hiermit Bestandteil des
Arbeitsvertrages. Evtl. anderslautende Bestimmungen zur Weisungsgebundenheit des
Arbeitnehmers werden hiermit bezogen auf die anwaltliche Tatigkeit aufgehoben.

Hiermit bestatigen wir, dass mit dem/der Arbeitnehmer/in keine Zielvereinbarung
vereinbart wurde bzw. wird, die eine unzulassige Erfolgsverglitung im Sinne des § 49b
Abs. 2 BRAO darstellt.

Uns ist bekannt, dass der/die Arbeitnehmer/in die Zulassung als Syndikusrechtsanwaltin
/ Syndikusrechtsanwalt beantragt. Uns ist weiter bekannt, dass von der Entscheidung
Uber die Zulassung als Syndikusrechtsanwaltin / Syndikusrechtsanwalt die Befreiung
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung abhangt. Wir
verzichten hiermit vorsorglich auf eine Hinzuziehung als Beteiligter in dem
Zulassungsverfahren gemanR § 13 Abs. 2 Satz 2 VwVfG.

(Ort) (Datum) (Unterschrift Unternehmen / Verband)

(Name / Funktionsbezeichnung / Stempel des Arbeitgebers)

(Ort) (Datum) (Unterschrift Antragsteller/in)
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Merkblatt

far Antréage aufgrund Wechsel des Arbeitgebers
auf Widerruf der bestehenden Syndikuszulassung und auf Zulassung als
Rechtsanwaltin (Syndikusrechtsanwaltin) / Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)
far die Tatigkeit bei einem neuen Arbeitgeber

I. Antragstellung

Der Antrag auf Zulassung als Syndikusrechtsanwaltin / Syndikusrechtsanwalt neben einer
bestehenden Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist unter Verwendung des vorgesehenen
Formblattes zu stellen. Der Antrag nebst Anlagen ist vollstandig ausgefillt und eigenhandig
unterschrieben an den Vorstand der Pfélzischen Rechtsanwaltskammer Zweibriicken,
Landauer Stral3e 17, 66482 Zweibriicken, zu senden.

Dem Antrag sind folgende Anlagen beizufiigen:
a) Original/Ausfertigung oder offentlich beglaubigte Abschrift des Arbeitsvertrages

b) Von Arbeitgeber und Antragsteller/in unterschriebene Tatigkeitsbeschreibung zur
ausgetibten Syndikustatigkeit (siehe Vordruck)

¢) Vollstandig ausgefiliter und unterschriebener Fragebogen (siehe Vordruck)

d) Fir jede Nebentatigkeit neben der beabsichtigten Téatigkeit als niedergelassene
Rechtsanwadltin / niedergelassener Rechtsanwalt (siehe Fragebogen Nr. 9): Arbeitsvertrag,
unwiderrufliche Freistellungserklarung. Seitens des Arbeitgebers der
Syndikusrechtsanwaltstatigkeit genigt eine unwiderrufliche Freistellungserklarung, da der
Arbeitsvertrag bereits vorlag.

Die Rechtsanwaltskammer erhebt flr die Bearbeitung eines Antrages auf Zulassung zur
Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwaltin / Syndikusrechtsanwalt neben einer bereits
bestehenden Zulassung zur Rechtsanwaltschaft eine Gebiihr von 450,00 €. Die Gebihr wird
fallig mit Einreichung des Antrages bei der Rechtsanwaltskammer (8 3 der Gebuhrenordnung
der Pféalzischen Rechtsanwaltskammer Zweibriicken).

Die Gebuhr bitten wir zu Uberweisen auf das Konto der
Pfalzischen Rechtsanwaltskammer Zweibricken
IBAN: DE12 5426 1700 0104 3146 70 BIC: GENODE61ROA
Verwendungszweck: Zulassung Syndikusrechtsanwalt/Syndikusrechtsanwaltin

Alle Ausfiihrungen, insbesondere die Antworten zu den Fragen, halten Sie bitte so genau, dass
die erforderliche Prifung im Hinblick auf 88 7, 46 ff. BRAO ohne weitere Rickfragen moglich
ist. Bei eventuellen Verfahren (z. B. Strafverfahren, Ermittlungsverfahren oder
Zwangsvollstreckungsverfahren) geben Sie bitte auch die Behdrden bzw. das Gericht und das
Aktenzeichen an.

1. Verfahren

Nach der Prifung der Vollstandigkeit der Unterlagen und der Voraussetzungen der Zulassung
als Syndikusrechtsanwaéltin / Syndikusrechtsanwalt gemaf 8 46 a Abs. 1 BRAO ist zunéchst
der Trager der Rentenversicherung anzuhdren. Nach der Anhérung entscheidet der Vorstand



der Rechtsanwaltskammer durch Zulassungsbescheid, der lhnen und dem Trager der
Rentenversicherung zuzustellen und fiir beide rechtsmittelfahig ist. Erst nach Bestandskraft
des Zulassungsbescheides kann die Zulassung als Syndikusrechtsanwaltin /
Syndikusrechtsanwalt durch Aushandigung der Zulassungsurkunde erfolgen, eine nochmalige
Vereidigung ist nicht notwendig.

Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wird erst mit der Aushandigung der Zulassungsurkunde
wirksam. Vor Aushéndigung der Zulassungsurkunde ist eine personliche Identifizierung

erforderlich, da die Rechtsanwaltskammer nur nach entsprechender Identifikation
Eintragungen in das bundesweite Rechtsanwaltsregister vornehmen darf.

Nach 8§ 46 a Abs. 4 Nr. 2 BRAO darf sodann die Tatigkeit unter der Berufsbezeichnung
.Rechtsanwaltin (Syndikusrechtsanwaltin)* oder ,Rechtsanwalt (Syndikusrechtsanwalt)®
ausgeubt werden. lhren bisherigen Beruf als Rechtsanwaltin / Rechtsanwalt diirfen Sie weiter
unter der Bezeichnung Rechtsanwaltin / Rechtsanwalt austiben.

Il. Hinweis zum Mitwirkungsgebot

Nach § 26 Abs. 2 VwVfG i.V.m. § 32 BRAO soll der/die am Verfahren beteiligte
Zulassungsbewerber/in bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken und, soweit es dessen
bedarf, sein/ihr Einverstandnis mit der Verwendung von Beweismitteln erklaren. Ein Antrag auf
Gewahrung von Rechtsvorteilen kann zuriickgewiesen werden, wenn der Vorstand der
Rechtsanwaltskammer infolge einer Verweigerung der Mitwirkung den Sachverhalt nicht
hinreichend klaren kann.

Rechtsgrundlage der Fragen im Antragsformblatt sind die 88 7, 27, 46 ff. BRAO.

IV. Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht erfolgt tatigkeitsbezogen durch die
Deutsche Rentenversicherung Bund. Einen Befreiungsantrag miissen Sie daher bei der
Deutschen Rentenversicherung Bund stellen. Dieser Zulassungsantrag ist notwendige
Voraussetzung fir eine Befreiung, ersetzt aber den Befreiungsantrag nicht! Eine Befreiung
kann nach § 6 IV SGB VI bis drei Monate nach Beschaftigungsbeginn rickwirkend erfolgen,
wenn binnen dieser drei Monate der Antrag auf Befreiung und ein Antrag auf riickwirkende
Befreiung bei der Deutschen Rentenversicherung gestellt werden. Alle Ihre
Sozialversicherungspflichten betreffenden Antrage sind daher bei der Deutschen
Rentenversicherung Bund zu stellen.

Um das Befreiungsverfahren zu erleichtern, ist auf den Zulassungsantragsformularen der
Rechtanwaltskammer ein Feld fur den Eintrag Ihrer Sozialversicherungsnummer vorgesehen.
Die Angabe der Sozialversicherungsnummer erfolgt freiwillig und nur zur Vereinfachung der
Zuordnung lhres Zulassungsverfahrens zu einem Befreiungsantrag.



Hinweise zur

Datenverarbeitung fur Kammermitglieder

1. Name und Kontaktdaten des fur die Verarbeitung Verantwortlichen sowie des
betrieblichen Datenschutzbeauftragten

Diese Datenschutzhinweise gelten fur die Datenverarbeitung durch die Pfalzische
Rechtsanwaltskammer Zweibriicken, Landauer Str. 17, 66482 Zweibriicke, Telefon
06332/80030, Telefax 06332/800319, E-Mail: zentrale@rak-zw.de.

Datenschutzbeauftragter fur die Pfalzische Rechtsanwaltskammer Zweibriicken ist
Herr Rechtsanwalt Jorg Mathis. Bei Fragen erreichen Sie ihn unter der E-Mail-Adresse
mathis@klinge-hess.de.

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck
und deren Verwendung

Mit der Entgegennahme lhres Antrags auf Zulassung zur Anwaltschaft erheben wir
folgende Informationen:

Anrede, Vorname, Nachname

Wohnanschrift mit Telefon- und/oder Mobilfunk-Nr.

Eine gultige E-Mail-Adresse

Kanzleianschrift mit Telefon- und/oder Mobilfunk-Nr.

Abschluss einer Berufshaftpflichtversicherung

Informationen zu Ilhrer juristischen Ausbildung und zur Erlangung der
Befahigung zum Richteramt

Ausgeubte und/oder beabsichtigte Nebentatigkeiten

e Einen Auszug aus dem Bundeszentralregister

Die Erhebung und Verarbeitung dieser Daten erfolgt,

e um lhren Antrag auf Zulassung zur Anwaltschaft und Aufnahme in die
Pfalzische Rechtsanwaltskammer Zweibriicken bearbeiten zu kénnen (88 4, 6
BRAO)

e nach Zulassung und Aufnahme in die Kammer zum Zwecke der
Mitgliederverwaltung

e um nach Zulassung und Aufnahme in die Kammer lhre Kontaktdaten an das
bundesweite amtliche Rechtsanwaltsverzeichnis bei der
Bundesrechtsanwaltskammer (§ 31 BRAO) zu ubermitteln

e um nach Zulassung und Aufnahme in die Kammer Ihre Kontaktdaten in das

Anwaltsverzeichnis (mit Suchfunktion) auf der Website der Pfalzischen
Rechtsanwaltskammer Zweibriicken einzupflegen (8 31 BRAO)
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Die von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Ende lhre
Zulassung zur Anwaltschaft gespeichert und danach geldscht, es sei denn, Sie willigen
in eine daruberhinausgehende Speicherung ein. Hierzu werden wir Sie nach Ende
Ihrer Zulassung um lhre Erklarung bitten.

3. Weitergabe von Daten an Dritte
Eine Ubermittlung lhrer personlichen Daten an Dritte findet ausschlieRlich statt

e zu den unter 2. Genannten Zwecken (Anwaltsverzeichnis bei der
Bundesrechtsanwaltskammer)

e soweit sie zur Eileitung eines anwaltsgerichtlichen Verfahrens erforderlich ist (8
36 Abs. 2 BRAO)

e an das Versorgungswerk der Rechtsanwalte in Rheinland-Pfalz gemali
8§36 Abs. 4 des Gesetzes Uber die Rechtsanwaltsversorgung in
Rheinland-Pfalz

e an die Bundesrechtsanwaltskammer zum Zwecke der Ausstellung einer
Zugangskarte zum besonderen elektronischen Anwaltspostfach beA und zur
Freischaltung der Signaturfunktion

e zum Zwecke der Ausstellung eines Rechtsanwaltsausweises an die DATEV

Im Ubrigen bleibt die Verpflichtung der Mitglieder des Vorstands der Pfalzischen
Rechtsanwaltskammer Zweibriicken sowie deren Angestellten (8 76 BRAO)
unberuhrt.

4. Betroffenenrechte
Sie haben das Recht:

e gemall Art. 15 DSGVO Auskunft Uber Ilhre von uns verarbeiteten
personenbezogenen Daten zu verlangen. Insbesondere konnen Sie Auskunft
Uber die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der personenbezogenen Daten,
die Kategorien von Empfangern, gegeniber denen lhre Daten offengelegt
wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts
auf Berichtigung, LOschung, Einschrankung der Verarbeitung oder
Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, die Herkunft Ihrer Daten,
sofern diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie Uber das Bestehen einer
automatisierten  Entscheidungsfindung  einschlie8lich  Profiling  und
gegebenenfalls aussagekraftigen Informationen zu deren Einzelheiten
verlangen,

e gemall Art. 16 DSGVO unverziglich die Berichtigung unrichtiger oder

Vervollstandigung lhrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu
verlangen,
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e gemall Art. 17 DSGVO die LOschung Ihrer bei uns gespeicherten
personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur
Ausilibung des Rechts auf frei Meinungsauf3erung und Information, zur Erfullung
einer rechtlichen Verpflichtung, aus Griunden des o6ffentlichen Interesses oder
zur Geltendmachung, Ausubung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen
erforderlich ist,

e gemall Art. 18 DSGVO die Einschrankung der Verarbeitung Ihrer
personenbezogenen Daten zu verlangen, soweit die Richtigkeit der Daten von
Ihnen bestritten wird, die Verarbeitung unrechtmaflig ist, Sie aber deren
Ldschung ablehnen und wir die Daten nicht mehr bendétigen, Sie jedoch diese
zur Geltendmachung, Ausubung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen
bendtigen oder Sie gemal3 Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung
eingelegt haben

e gemall Art. 20 DSGVO Ilhrer personenbezogenen Daten, die Sie uns
bereitgestellt haben, in einem strukturierten, gangigen und maschinenlesbaren
Format zu erhalten oder die Ubermittlung an einen anderen Verantwortlichen
zu verlangen und

e gemal Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehtrde zu beschweren. In der
Regel kdonnen Sie sich hierfir an die Aufsichtsbehorde Ihres ublichen
Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes oder unseres Kanzleisitzes wenden.

5. Widerspruchsrecht
Sie haben das Recht, gemald Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung
Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafur Grinde vorliegen, die sich

aus lhrer besonderen Situation erheben.

Mochten Sie von lhrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, geniigt eine E-Mail an
zentrale@rak-zw.de.
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